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Ratsarbeit

Digitale Teilnahme an Ratssitzungen in Brandenburg

Von der Corona-Notlösung  
zur dauerhaften Option
Der Brandenburger Landtag macht aus einer befristeten Notlösung eine dauerhafte Option: die Teilnahme an Rats-, Kreis-
tags- und Ausschusssitzungen, ohne vor Ort sein zu müssen. Die Präsenzsitzung soll zwar der Normalfall bleiben. Mit der 
Änderung der Kommunalverfassung zum 1. Juli 2021 können Mandatsträger*innen aber per Video teilnehmen, wenn sie 

„aus beruflichen, familiären, gesundheitlichen oder vergleichbaren Gründen“ verhindert sind. 

	> Heiner Klemp

Wer auf Dienstreise ist oder keinen 
­Babysitter findet, wer den kranken 
­Vater pflegt oder wegen einer ­fehlenden 
Bus-Verbindung spätabends vom Sit-
zungsort nicht mehr heim kommt, muss 
deswegen nicht auf die Ausübung des 
Mandats verzichten. Der Rat oder Kreis
tag muss eine entsprechende Begrün-
dung akzeptieren und eine digitale Teil-
nahme per Video-Übertragung ermög
lichen. 

Hybride Zukunft: Viele  
Kommunen sind gut vorbereitet
Viele Gemeinden und Landkreise in 
Brandenburg hatten im vergangenen 
Jahr schnell reagiert und hohen Auf-
wand betrieben, um in Zeiten von Co-
rona digitale Sitzungen zu ermöglichen. 
Damit konnten sie die Funktionsfähig-
keit der demokratisch gewählten Orga-
ne gewährleisten. Die Akzeptanz bei den 
Mandatsträger*innen war durchgehend 
hoch, auch wenn technische Lösungen 
persönliche Treffen natürlich nicht erset-
zen können.

Der Aufwand der Vorreiter hat sich ge-
lohnt. Die übrigen Gemeinden können 
sich nun auf der Grundlage der Novel-
le auf den Weg machen, Ratssitzungen 
wenigstens teilweise zu digitalisieren. 
Möglicherweise ermutigt die neue Re-
gelung sogar Menschen zu einer Kandi-
datur, für die dies bislang nicht in ­Frage 
kam. 

Livestream in Notlagen
Darüber hinaus kann die Gemeindever-
tretung eigenständig eine außergewöhn-
liche Notlage feststellen – ob nun we-
gen einer globalen Pandemie oder eines 
regio­nalen Hochwassers: Dann ist die 
digitale Teilnahme an Sitzungen auch 
ohne persönliche Begründung möglich. 
Zudem muss in diesem Fall die Ver-
sammlung als Livestream im Internet 
übertragen werden.

Mit dieser „kleinen Novelle“ der Kom-
munalverfassung erleichtert Branden-
burgs schwarz-rot-grüne Koalition au-
ßerdem Bürgerbegehren und führt eigen-

ständige Budgets für die Ortsteile ein. 
Viele hatten bei der Gebietsreform 2003 
ihre Eigenständigkeit verloren. Nun be-
kommen sie ein Mindestmaß an finanzi-
eller Eigenständigkeit zurück.

	> MdL Heiner Klemp ist Sprecher für Wirtschaft, 
Europa und Kommunales der Grünen Landtags-
fraktion Brandenburg und Mitglied im Kreistag 
Oberhavel. heinerklemp.de

Siehe zum Thema auch den Beitrag „Videokonfe-
renzen in der Gemeindeordung: Auf der sicheren 
Seite in Rat und Ausschuss“ von Uli Sckerl in AKP 
4/2020, dreiseitige PDF auf akp-redaktion.de: 
gruenlink.de/26as

� Foto: Standsome / Pixabay


	01 Titel AKP_4_21_RZ + Beschnitt
	02 U2 Anzeige Bücher 421
	03 Liebe Leser 421
	04-05 Inhalt 421
	06 Anzeige KPM 421
	07 Kommentar Onay 421
	08-10 Nachrichten rah
	11 Anzeige DSGV 421
	12-13 Nachrichten 421 abu
	14-15 Tipps 421
	16 Verkehrsmeldungen 421
	17-19 Magazin 421 Klemp Sauerer
	20-21 Magazin 421
	22-26 Magazin 421 Jacobi Achelpöhler
	27-43 SP Wirtschaft und Arbeit 421
	44-45 Anzeige BTF 421
	46-51 Fachteil 421 rah
	52-56 Fachteil 421
	57 Rezensionen 421
	58 Vorschau 421
	59 U3 Anzeige Kassensturz 421
	60 U4 Anzeige Abo 421

